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Eine Transferunion
ist keine Versicherung

Die Europäische Währungsunion wird
den Ökonomen und den Politikern noch
manches Knobel- und Streitthema liefern.
Da geht es zum Beispiel um die Fragen:
„Soll Ländern, die in finanzwirtschaftliche

Schwierigkeiten geraten, wirklich jede Hilfe versagt werden?
Oder ist es zum Zwecke der Stabilisierung der Eurozone nicht
doch angemessen, in Haushaltsnot geratenen Staaten mit Kre-
diten aus der Patsche zu helfen?“

Der Vertrag über die Währungsunion gibt da eine eindeutige
Antwort: „No bail-out!“ Auf deutsch: Staaten, die sich in eine
schwierige Haushaltslage gebracht haben, darf nicht aus der
Patsche geholfen werden. Es liegt auf der Hand, was passieren
würde, wenn solche Finanzhilfen nicht verboten wären. Jedes
Mitgliedsland, das in Schwierigkeiten gerät, würde – „um der
Stabilität des Euro und der Währungsunion willen“ – um Hil-
fen nachsuchen und die Hilfen auch bekommen. Zwar als „Aus-
nahmefall in der Not“; aber die Ausnahmefälle würden sich
häufen, und auf die Stabilität des Euro würde bald keine Fi-
nanzpolitik mehr Rücksicht nehmen. Die Europäische Wäh-
rungsunion würde zur Transferunion.

Die Befürworter der Transferunion argumentieren mit schie-
fen Beispielen. Etwa mit der Behauptung, solche Hilfen funk-
tionierten wie eine Versicherung. Das tun sie aber gerade
nicht. Es ist wahr: Eine gute Versicherung produziert Sicher-
heit. Wahr ist aber auch: Sie ist so konstruiert, dass Sicherheit
nicht zur Leichtfertigkeit wird. Wenn eine Versicherung nicht
so konstruiert wäre, dann ginge sie kurz nach Geschäftseröff-
nung schon in den Konkurs. Die Transferunion aber wäre eben
eine Versicherung, die auch denen helfen müsste, die leicht-
fertig mit ihrem Haushaltshaltsrisiko umgegangen sind. Und:
Man könnte sie aus dieser Versicherung nicht hinauswerfen.

Das ist der Unterschied zwischen Markt und Politik; und
weil das so ist, darf die Europäische Währungsunion nicht zur
Transferunion werden.

Hans D. Barbier

Neunter Mindestlohn
in Kraft
Das Arbeitnehmer-Entsendege-
setz bietet der Bundesregie-
rung die rechtliche Möglich-
keit, zwischen Arbeitgebern
und Gewerkschaften tariflich
vereinbarte Löhne für die ge-
samte Branche als „allgemein-
verbindlich“ zu erklären. Dazu
müssen allerdings von allen
Arbeitnehmern einer Branche
mindestens 50 Prozent der so-
genannten Tarifbindung unter-
liegen. Mit der Allgemeinver-
bindlicherklärung (AVE) gelten
die Mindestlöhne in den jewei-
ligen Tarifverträgen dann auch
für nicht-tarifgebundene Unter-
nehmen einer Branche. Die
AVE erfolgt per Rechtsverord-
nung durch das Bundesarbeits-
ministerium bzw. die Bundes-
regierung.

Das Bundeskabinett hat –
von der Öffentlichkeit wenig
beachtet – Mitte Juli für die
neunte Branche die AVE er-
klärt: Knapp 600 000 – von
rund 800 000 – in der Pflege
Tätige erhalten seit 1. August
2010 einen gesetzlichen Min-
destlohn; ausgeschlossen da-
von sind reine Haushaltshilfen
sowie Auszubildende und
Praktikanten im Pflegebe-
reich. Als gesetzliche Unter-
grenze gilt ein Stundenlohn
von 8,50 Euro in den alten
Bundesländern und Berlin so-
wie von 7,50 Euro in den neu-
en Bundesländern. Im Januar
2012 und im Juli 2013 steigt
der Mindestlohn in der Pflege-
branche um jeweils 25 Cent. 
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Außer für Pflegekräfte gel-
ten Mindestlöhne zurzeit für
die Abfallwirtschaft, das Bau-
hauptgewerbe, den Bergbau,
das Dachdeckerhandwerk, das
Elektrohandwerk, die Gebäu-
dereiniger, die Großwäsche-
reien sowie für Maler und La-
ckierer. Staatlich festgelegte
Mindestlöhne betreffen ak-
tuell rund 2,8 Millionen Ar-
beitnehmer. Als größte Grup-
pe umfasst das Entsendege-
setz rund 700 000 Beschäftig-
te in der Gebäudereinigung.
Die kleinste Gruppe bilden
2 500 Spezialisten im Stein-
kohle-Bergbau.

Für mindestens zwei weite-
re Branchen sind Mindestlöh-
ne durch AVE vorgesehen:
170 000 Beschäftigte im Wach-
und Sicherheitsgewerbe (ab
Januar 2011) sowie 23 000 Be-
schäftigte, die in der beruf-
lichen Weiterbildung arbeiten
(Startzeitpunkt noch offen),
sollen ebenfalls ein staatlich
fixiertes Entgelt erhalten.
www.bundesregierung.de

Alarmierender
Bildungsbericht
Jeder sechste junge Mensch in
Deutschland im Alter von 20
bis 29 Jahren hat keinen Be-
rufsabschluss und befindet
sich auch nicht mehr in einer
Bildungsmaßnahme. Diesen
alarmierenden Befund melden
die Autoren des aktuellen Be-
richtes „Bildung in Deutsch-
land 2010“. Herausgeber sind
die Ständige Konferenz der
Kultusminister der Länder in



Es gibt Themen, die mit schö-
ner Regelmäßigkeit diskutiert
werden. „Steuern vereinfa-
chen“ oder „Steuern senken“
ist beispielsweise so ein
Wiedergänger. Auch der „Bü-
rokratieabbau“ wird alle Jahre
beschworen. Seit Ende Juli ist
es nun zum x-ten Mal der
Evergreen vom „Fachkräfte-
mangel“. Rainer Brüderle,
Bundesminister für Wirtschaft
und Technologie, hat in einem
Interview auf eine drohende
Entwicklung hingewiesen. Der
Fachkräftemangel werde in
den nächsten Jahren zum
Schlüsselproblem für den
deutschen Arbeitsmarkt, nicht
die Arbeitslosigkeit. Des-
wegen plant der Bundeswirt-
schaftsminister eine Initiative,
um ausländische Fachkräfte
nach Deutschland zu holen.

Aktuell kein Mangel
Zu Aktionismus oder Eile be-
steht allerdings kein Grund.
Arbeitsmarktexperten sind
sich zwar einig: Werden die
Weichen nicht demnächst ge-
stellt, dann fehlt in einigen
Jahren qualifiziertes Perso-
nal. Ein bundesweiter, flä-
chendeckender Fachkräfte-
mangel besteht aber derzeit
nicht. Das Institut für Arbeits-
und Berufsforschung (IAB)
und die Bundesagentur für
Arbeit (BA) haben herausge-
funden, dass in bestimmten
Bereichen zwar ein erhöhter
Bedarf an Arbeitskräften be-
steht, zum Beispiel im Pflege-
bereich und bei Ingenieuren.

Von einem generellen Mangel
könne aber keine Rede sein. 

Sogar das Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW), das als
arbeitgebernahes Forschungs -
institut den Fachkräfteman-
gel regelmäßig beschwört,
hält im Herbst 2008 in einer
Studie fest: „Ein Fachkräf-
teengpass kann nicht konsta-
tiert werden.“ Aus Sicht des
IW beschränke sich der Fach-
kräftemangel auf Berufsgrup-
pen in sogenannten MINT-Be-
reichen; das sind Tätigkeiten,
die Qualifikationen in den Fä-
chern Mathematik, Informa-
tik, Naturwissenschaften und
Technik voraussetzen.

Beispiel Ingenieure
Eine Möglichkeit, einem
eventuellen Fachkräfteman-
gel auf die Spur zu kommen,
führt über den Vergleich der
Zahl offener Stellen mit der
Zahl derer, die arbeitslos
sind. Der Verein Deutscher
Ingenieure (VDI) hat zuletzt
im Frühjahr 2010 festgestellt:
34 000 Stellen blieben 2009
unbesetzt, vor allem in Ba-
den-Württemberg und Bay-
ern. Die wirtschaftlichen Fol-
gen: Umsätze in Höhe von
über drei Milliarden Euro hät-
ten nicht verwirklicht werden
können. Allerdings gab es
2009 auch rund 25 000 ar-
beitslose Ingenieure, und es
dürften noch einige Absol-
venten hinzukommen, die
sich gar nicht erst bei den Ar-
beitsagenturen als arbeitslos
meldeten.

Zweifelsohne ist die Zahl
arbeitsloser Ingenieure in
den vergangenen Jahren deut-
lich gesunken. 2005 waren
noch über 60 000 ohne An-
stellung, im März 2010 nur
noch rund 28 000. Aber auch
die Zahl der offenen Stellen
lag in den Jahren 2006 bis
2008 deutlich höher als heu-
te. Doch die ausgeschriebe-
nen Stellen lassen sich selten
kurzfristig mit arbeitslosen
Ingenieuren besetzen. Viele
sind laut VDI nur vorüberge-
hend in der Arbeitslosensta-
tistik erfasst, etwa weil ihre
Arbeitgeber in die Insolvenz
gegangen sind und sie zügig
einen neuen Arbeitgeber fin-
den. Der Arbeitsmarkt für In-
genieure unterliegt außerdem
starken Schwankungen und
ist – in Deutschland wie inter-
national – eng an die wirt-
schaftliche Entwicklung ge-
koppelt.

Zahlenspiele
Der VDI hält einige tausend
Arbeitslose für schwer ver-
mittelbar: aus Altersgründen,
wegen zu geringer Erfahrung
oder zu hoher Gehaltsvorstel-
lungen, wegen fehlender Mo-
bilität oder mangelnden
Kenntnissen. Dem widerspre-
chen die Arbeitsmarktfor-
scher der Bundesagentur für
Arbeit (BA): Das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) kam im IAB-
Kurzbericht 18/2008 zum Er-
gebnis, es gebe „trotz Eng-
pässen in einigen Ingenieur-
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Dauerbrenner Fachkräftemangel
„Fachkräfte fehlen!“, dieser Alarmruf ist regelmäßig zu hören und zu lesen. Mit Programmen und
Gesetzen wird seit Jahr und Tag versucht, dem Mangel abzuhelfen. Der Erfolg bisheriger politi-
scher Interventionen ist überschaubar.

der Bundesrepublik Deutsch-
land sowie das Bundesministe-
rium für Bildung und For-
schung. Der Bericht erscheint
alle zwei Jahre und liefert seit
2006 Daten zum Stand des Bil-
dungswesens von der Kinder-
tagestätte bis zur Weiterbil-
dung. Die Autoren sind unab-
hängige Wissenschaftler. 

Verlierer sind laut Bericht
vor allem Hauptschüler: Ihr Ab-
schluss führt sie zu mehr als
50 Prozent in „Warteschleifen“.
Die schlechtesten Perspektiven
auf dem Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt haben nach den ak-
tuellen Zahlen junge Migran-
ten. Von ihnen sind über 30
Prozent ohne Berufsabschluss
oder Weiterqualifizierung. Be-
sonders betroffen sind junge
Frauen mit türkischem Hinter-
grund: Bei ihnen beträgt der
Anteil sogar 47,5 Prozent. 

Die größte Herausforderung
sehen die Herausgeber darin,
die Kluft zwischen jungen Er-
wachsenen mit und ohne Aus-
bildung zu schließen. Sonst
drohe im nächsten Jahrzehnt
einerseits Facharbeitermangel,
andererseits hohe Arbeitslo-
sigkeit.
www.bildungsbericht.de

EU-Schulabgänger
ohne Abschluss Sekundarbereich II
und ohne Aus- und Weiterbildung

Schweiz 7,7 %

Finnland 9,8 %

Österreich 10,1 %

Schweden 11,1 %

Niederlande 11,4 %

Frankreich 11,8 %

Deutschland 11,8 %

EU-27 14,9 %

Vereinigtes Königreich 17,0 %

Italien 19,6 %

Stand 2008
Quelle: Eurostat



schlossene Berufsausbildung.
Ohne Abschluss zum Spezia-
listen – dieser Weg dürfte
eher selten gelingen.

Die Warnungen vor dem
Fachkräftemangel sind den-
noch nicht völlig aus der Luft
gegriffen. In einigen Jahren
wird es in Deutschland zu we-
nig qualifizierte Arbeitskräfte
geben, da ist auch das IAB
überzeugt. Laut IAB-Kurzbe-
richt 12/2010 verringert sich
bis 2025 „das Erwerbsperso-
nenpotenzial demografisch be-
dingt um rund sieben Millio-
nen Personen, das heißt um
rund 390 000 pro Jahr“. Die
Folge: Qualifizierte Arbeits-
kräfte werden knapp, der
Wettstreit um fähige Arbeits-
kräfte immer intensiver. We-
nig überraschend, dass die Po-
litik versucht, sich bei diesem
Thema aufs Neue zu positio-
nieren und auf ausländische
Fachkräfte zu verweisen.

Ausländer rein
Doch wer insbesondere als
Nicht-EU-Bürger in Deutsch-
land seine Arbeitskraft anbie-
tet, findet ein intransparentes
Geflecht aus verschiedenen
Maßnahmen vor:
� Da kann entweder ein be-
fristeter Aufenthalt – er be-
rechtigt nur in bestimmten
Fällen zur Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit – beantragt
werden. Oder der ausländi-
sche Spezialist setzt auf eine
unbefristete Niederlassungs-
erlaubnis; diese berechtigt
zur Ausübung jeder nicht-
selbständigen und selbständi-
gen Erwerbstätigkeit. 
� Um deutsche Arbeitnehmer
davor zu schützen, dass auslän-
dische Arbeitnehmer den Ar-
beitsmarkt überschwemmen,
wurde das Konzept der Vor-

berufen keinen flächende-
ckenden Ingenieurmangel“,
der Arbeitsmarkt sei nicht
völlig leer gefegt. Die IAB-For-
scher empfehlen, das Potenti-
al von Arbeitslosen und ins-
besondere Frauen stärker zu
nutzen.

In den BA-Statistiken fällt
die sogenannte Vakanzzeit
ins Auge; der Wert zeigt, wie
lange Unternehmen eine Stel-
le ausgeschrieben haben. Die
Vakanzzeit betrug zur Jahres-
mitte 2008 branchenüber-
greifend durchschnittlich 61
Tage; bei der Suche nach In-
genieuren dauerte es 106 Ta-
ge. 2009 war es ähnlich: 53
Tage im Durchschnitt aller
Stellen, bei Ingenieuren 76
Tage. Die Unterschiede lassen
zumindest erkennen, dass
Unternehmen, die einen Inge-
nieur suchen, mehr Zeit für
die Suche aufwenden als an-
dere Arbeitgeber.

Und andere Arbeitslose?
Die Zahl der Arbeitslosen
liegt bei offiziell gezählten
drei Millionen Menschen,
und seit einigen Jahren wan-
dern Fach- und Führungs-
kräfte aus. 2009 verließen
dem Statistischen Bundesamt
zufolge rund 155 000 Men-
schen Deutschland, viele da-
von, um anderswo bessere
Berufs- und Karrierechancen
zu finden. Wäre der Mangel
so akut, würden die Unter-
nehmen solches dringend be-
nötigte Personal nicht um-
werben? 

Aber die Arbeitslosensta-
tistik belegt immerhin auch:
Mehr als 20 Prozent der
Langzeitarbeitslosen haben
die Schule abgebrochen, und
sogar mehr als die Hälfte die-
ser Gruppe hat keine abge-

rangprüfung entwickelt. Jede
Stelle, die ein Unternehmen mit
einem ausländischen Arbeit-
nehmer besetzen will, unter-
liegt einer „Vorrangprüfung“
durch die BA. Dabei wird ge-
prüft, ob ein deutscher Arbeit -
suchender diese Stelle ausfül-
len könnte; ist das der Fall, hat
er Vorrang.
� Mindest-Einkommensan-
forderungen – zurzeit 66 000
Euro pro Jahr – und diverse
Vorschriften für den Fami-
liennachzug verkomplizieren
Niederlassungspläne zusätz-
lich. Verlockend für ausländi-
sche Fachkräfte dürfte das al-
les wahrscheinlich nicht sein.

Die nun von Bundeswirt-
schaftsminister Brüderle an-
gekündigte Initiative ist eine
von mehreren in den vergan-
genen zehn Jahren. Die ehe-
malige Bundesregierung aus
SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen hatte im Jahr 2000 eine
„Green Card“ nach amerikani-
schem Muster erdacht. Bis zu
150 000 IT-Spezialisten, die
nicht aus EU-Ländern stam-
men, sollten mit Hilfe der
Green Card nach Deutschland
kommen. Bis zum Auslaufen
der Initiative sind aber ledig-
lich 18 000 der begehrten Spe-
zialisten eingestellt worden.
Am 1. Januar 2005 wurde
dann von Rot-Grün das Zuwan-
derungsgesetz in Kraft gesetzt,
das ebenfalls dafür sorgen soll-
te, qualifizierte Fachkräfte aus
Nicht-EU-Ländern ins Land zu
locken. Hochqualifizierte Ar-
beitsuchende konnten ab ei-
nem Mindestverdienst von
86 400 Euro eine sogenannte
Niederlassungserlaubnis bean-
tragen. Nun will also die am-
tierende Bundesregierung aus
CDU/CSU und FDP ihr Glück
versuchen.

Arbeit für alle
Ungeachtet der Ankündigun-
gen von Rainer Brüderle wird
demnächst eine EU-Verord-
nung zum Fachkräftezuzug in
Kraft gesetzt werden. Die EU-
Staaten einigten sich 2009
auf die Einführung einer
„Blue Card“ – benannt nach
der blauen Farbe der Europa-
flagge – die ab Juni 2011 die
Zuwanderung von Fachkräf-
ten EU-weit regeln soll. Die
Hoffnung: Bis zu 20 Millionen
Fachkräfte sollen in den kom-
menden Jahren ihre Arbeits-
kraft in der EU anbieten dür-
fen. Der Haken: Die Blue-
Card-Regeln sind nicht zwin-
gend, die Einzelstaaten kön-
nen weiterhin nach eigenen
Vorstellungen agieren.

Dennoch: Der Wettstreit um
die fähigsten Köpfe findet
mehr und mehr über Deutsch-
lands Grenzen hinweg statt.
Alle westlichen Industriestaa-
ten haben ein Demografiepro-
blem, in ihnen wird in den
kommenden Jahren das quali-
fizierte Personal knapp. Ne-
ben einer intelligenten Zu-
wanderung muss in jedem
Fall das einheimische Potenzi-
al erschlossen werden. Kein
Land, auch Deutschland
nicht, kann sich erlauben,
Tausende ohne Schul- und Be-
rufsanschluss von jeglicher
Teilhabe an Wirtschaft und
Gesellschaft auszuschließen.
Nur mit Fachkräften, gleich
ob in- oder ausländische, wer-
den Wirtschaft und Unterneh-
men künftig wachsen kön-
nen, werden neue Unterneh-
men entstehen, in denen
dann auch bislang arbeitslose
Einheimische eine – hoffent-
lich qualifizierte – Beschäfti-
gung finden.

Andreas Schirmer

„Ich halte es für ausgeschlossen, dass der Bund mit Steuergeldern
Fachkräften aus dem Ausland den Weg nach Deutschland versüßt.“ 
Rainer Brüderle



Vollbeschäftigung
Ende Juli suchten noch
152 600 junge Menschen eine
Lehrstelle; 108 500 Ausbil-
dungsplätze waren dagegen
unbesetzt. Von den noch un-
versorgten Bewerbern hatten
nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit fast 60 000
einen Realschulabschluss und
mehr als 20 000 Fachhoch-
schulreife oder Abitur; 56 000
Bewerber konnten einen
Hauptschulabschluss vorwei-
sen, nur rund 4 000 waren oh-
ne Schulabschluss.

Seit sieben Jahren verkün-
den Arbeitgeber und Bundes-

und gedeihen zu können. Da
ist es positiv, wenn Rechnun-
gen für geleistete Dienste
pünktlich bezahlt werden.
Immerhin basiert ein freiheit-
liches Wirtschaftssystem auf
Vertrauen: Wer will etwas leis-
ten, wenn eine Gegenleistung
nur schleppend oder über-
haupt nicht erfolgt?

Geldwertstabilität
Die Großhandelspreise im Juli
2010 – das sind die Preise, die
Großhändler vom Einzelhandel
sowie von Industrie- und Ge-
werbebetrieben verlangen –
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Die Soziale Marktwirtschaft im August 2010
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

regierung, die Lage auf dem
Lehrstellenmarkt sei ent-
spannt. Das ist erstaunlich,
denn der Blick in Bericht „Bil-
dung in Deutschland 2010“
zeigt: Mehr als 1,5 Millionen
Menschen im Alter von 20 bis
29 Jahren sind ohne Berufsab-
schluss und besuchen keine
Weiterbildungen mehr. Das
sind 17 Prozent der Alters-
gruppe; vor zehn Jahren lag
der Anteil der Ungelernten bei
14 Prozent. Deutschland kann
sich kein Heer unqualifizier-
ter junger Männer und Frauen
leisten, das vom Erwerbsleben
dauerhaft ausgeschlossen ist.

Eigenverantwortung
Laut einer Studie der D&B
Deutschland erfüllten im 2.
Quartal 2010 rund 82 Prozent
aller Firmen ihre Zahlungs-
verpflichtungen pünktlich  –
der seit Jahren höchste Wert.
Von den in Deutschland rund
4,5 Millionen aktiven Unter-
nehmen zahlten demnach
knapp 150 000 mehr als vor ei-
nem Jahr ihre Rechnungen
wie vereinbart.

Das zarte Pflänzchen Auf-
schwung benötigt ein gutes
Klima, um weiter wachsen

kletterten gegenüber dem Vor-
jahresmonat um 5,3 Prozent.
Insbesondere im Großhandel
mit Erzen, Metallen und
Metallhalbzeug mussten – mit
einem Plus von 23,3 Prozent –
deutlich höhere Preise gezahlt
werden. Milcherzeugnisse so-
wie Obst, Gemüse und Kartof-
feln waren im Vergleich zum
Juli 2009 ebenfalls teurer (11,5
Prozent). Auch Brenn- und
Kraftstoffe verteuerten sich
(10,9 Prozent). 

Weil Einzelhandel, Hand-
werk und Industrie die Groß-
handelspreise mit Verzug an
die Verbraucher weiterreichen,
gelten sie als Vorboten für ei-
nen Anstieg bei den Verbrau-
cherpreisen. 

I N D E X

„Über die Ausbildungsreife Jugendlicher zu diskutieren, bringt uns nicht weiter.
Fest steht, jeder Jugendliche bringt etwas mit – sich selbst. Unsere Aufgabe ist es,
ihre Begabungen zu suchen, zu fördern und sie auf ihrem Weg in den Beruf
so gut wie möglich zu unterstützen.“
Heinrich Alt, Vorstandsmitglied der Bundesagentur für Arbeit
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Lehrstellen
Berufsausbildungsstellen
gemeldet unbesetzt

2001 570 800 24 500 *

2002 532 000 18 000 *

2003 483 400 14 800 *

2004 451 800 13 400 *

2005 405 700 12 800 *

2006 401 900 15 400 *

2007 425 600 18 300 *

2008 445 300 113 000

2009 414 100 99 000

2010 424 000 109 000

jeweils Juli; * Ende September
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Teuerung
Preisanstieg im Vorjahresvergleich

Großhandel Verbraucher

Januar 1,9 % 0,8 %

Februar 2,1 % 0,6 %

März 4,3 % 1,1 %

April 6,0 % 1,0 %

Mai 6,2 % 1,2 %

Juni 5,1 % 0,9 %

Juli 5,3 % 1,2 %

Quelle: Statistisches Bundesamt


